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Stephan Rist

Von der Regulierung zur Demokratisierung
Antworten auf den globalen Hunger*

Der grösste Teil der 1,25 Milliarden Menschen, die mit weniger als 1,25 US-

Dollar pro Tag auskommen müssen, leben in ländlichen Gebieten. 500 Mil-
lionen kleinbäuerlich organisierte Familien- oder Gemeinschaftsbetriebe
repräsentieren zusammen 2,5 Milliarden Menschen. Davon gehören 350
Millionen indigenen Volksgruppen an. Auf durchschnittlich nur 2 Hektar
Land produzieren sie mindestens 70 Prozent der globalen Nahrungsmit-
tel.' Entgegen der landläufigen Meinung sind die kleinbäuerlichen Syste-
me tendenziell nicht nur ökologischer und robuster," sondern auch ökono-
misch effizienter: In Brasilien bewirtschaften die Kleinbetriebe nur 24,3
Prozent der Agrarfläche, produzieren aber 38 Prozent des Gesamtwerts der

Agrarproduktion. Das kommt daher, dass die agroindustrielle Produktion
lediglich 385 Reais pro Hektar und Jahr erwirtschaftet, während es in der
kleinbäuerlichen Produktion im Durchschnitt 677 Reais pro Hektar und
Jahr sindA

Trotz der fundamentalen Bedeutung der Kleinbauern sind die öffentli-
chen Investitionen in die ländliche Entwicklung und Landwirtschaftsförde-
rung - meist im Zuge neoliberaler Strukturanpassungsprogramme - wäh-
rend der letzten 30 Jahre drastisch zurückgefahren worden. Als die
Nahrungsmittelpreise in Zuge der Finanzkrise von 2007 stark anzusteigen
begannen, konnten sich Hunderte von Millionen Menschen plötzlich nicht
mehr ausreichend ernähren. Daraus resultierten gewaltige Nahrungsmit-
telrebellionen. Vielen Politikern und Investoren wurde klar, dass die einsei-
tige Förderung von agroindustrieller Landwirtschaft und die Spekulation
mit den dabei produzierten Rohstoffen bei gleichzeitiger Vernachlässigung
der Milliarden von kleinbäuerlichen Nahrungsmittelproduzenten ein syste-
misches Risiko für das globale Wirtschaftssystem darstellt.

Dieser Artikel ist Teil der Diskussionen im SNF/NFP-68-Projekt «Sustainable Soil
Governance and Large Scale Land Acquisitions originating in Switzerland». Sie
geben die Ansicht des Autors wieder.
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Land Grabbing
Was war passiert? Ebenfalls infolge der Immobilen- und Finanzkrise von
2007 nahm das Interesse der Finanzwirtschaft an alternativen Anlageopti-
onen sprunghaft zu. Im Zuge der Diversifikation der Investitionen in «si-
cherere Werte» ist der globale Preisindex landwirtschaftlicher Produkte
stark angestiegen. Im Jahr vor der Finanzkrise (2006) betrug er 127 Punkte,
stieg dann bis 2011 auf230 Punkte - das heisst um 85 Prozent - und bewegte
sich 2013 zwischen 206 und 214 Punkten auf hohem Niveau.''

Investitionen flössen vermehrt in die Landwirtschaft. Sowohl private
als auch öffentliche Investitionsgesellschaften begannen sich riesige
Landflächen (über Kauf oder Pacht) für die agroindustrielle Nahrungsmit-
telproduktion zu sichern. In enger Zusammenarbeit mit Regierungen aus

Entwicklungsländern, Weltbank und Organisationen staatlicher Entwick-
lungszusammenarbeit wurden die erworbenen Landflächen erschlossen
und so an die internationalen Märkte angebunden. Die von der Universität
Bern (CDE) mit betriebene öffentliche Datenbank «Landmatrix» hat für
die Zeit zwischen 2000 und 20t2 insgesamt 924 Landerwerbsverträge iden-
tifiziert. Zusammen repräsentieren sie eine Fläche von fast 49 Millionen
Hektar Land, wovon rund 34 Prozent in Afrika, 47 Prozent in Asien, 13 Pro-
zent in Lateinamerika und 6 Prozent in Osteuropa und Zentralasien liegen.
Die durchschnittliche Grösse der dokumentierten Einzelprojekte liegt bei
beachtlichen 52845 Hektar. 34 Prozent dieser Landflächen dienen der Pro-
duktion und dem Export von Nahrungsmitteln, während der grosse Rest
aufAgrotreibstoffe, Kautschuk- und Holzproduktion entfallen. Wegen der
besseren Verfügbarkeit von Land und der tiefen Kauf- oder Pachtpreise
findet das Land Grabbing vor allem in Entwicklungsländern statt, die
schwach ausgebildete Regierungsstrukturen und gleichzeitig beträchtli-
che Probleme mit der ausreichenden Ernährung ihrer eigenen Bevölke-

rung haben.®

Die Schweizer Wirtschaftspolitik ist - abgesehen vom ebenfalls invol-
vierten Bankensektor - an der Entstehung des globalen «land rush» mass-
geblich beteiligt: Auf leisen Sohlen hat sich in der Schweiz in den letzten
Jahrzehnten ein neuer Wirtschaftscluster von politisch und fiskalmässig
äusserst gut geschützten Rohstoffhandelsfirmen etabliert. Eine Handvoll
von global tätigen, in der Schweiz domizilierten Firmen treiben die Ex-

pansion des kapitalistisch organisierten Rohstoffhandels wesentlich mit
an.® Über den Aufbau von oligopolähnlichen globalen Märkten kontrol-
lieren sie 50 Prozent des globalen Zuckerhandels, 35 Prozent des Handels
mit Getreide und Ölsaaten, die Hälfte des Kaffeehandels, 35 Prozent des

Rohölhandels und 60 Prozent des weltweiten Metallhandels. Die Roh-
Stoffbranche setzt jährlich 763 Milliarden Franken um. Das sind fast 130

Prozent des Schweizer Bruttoinlandsprodukts (von 585 Milliarden Fran-
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ken 20ii)7 Der Anteil des Rohstoffhandels am Schweizer BIP hat mit 3,4
Prozent denjenigen der Banken (2,6 Prozent) überholt. Vor allem durch
den von diesen Firmen praktizierten Transithandel entgehen den Ent-
Wicklungsländern - je nach Schätzmethode - zwischen 8 und 144 Milliar-
den US-Dollar pro Jahr.®

Land Grabbing setzt die seit Ende des Zweiten Weltkriegs einsetzende
Konzentration der besten landwirtschaftlichen Böden in den Händen
zunehmend grösserer agroindustrieller Betriebe fort. Mit ihrem hohen
Einsatz von Kapital und Technologie sowie der Nutzung der modernen In-
frastrukturen gelten sie als höchst profitable global Player im Nahrungs-
mittelsektor. Die vielen landwirtschaftlichen Portfolios treiben eine Nah-
rungsmittelproduktion an, die für Anleger rentabel ist. Dabei wird
übergangen, dass es bei den Nahrungsmitteln nicht um «normale» Han-
delsgüter geht, sondern um die für das menschliche Leben zentrale Res-

source und um die Zukunft von Milliarden von Menschen, die in kleinbäu-
erlichen Agrarstrukturen leben.

Nahrung als Menschenrecht
Aus dem Land Grabbing muss die Lehre gezogen werden, dass eine gesell-
Schafts- und entwicklungspolitische Notwendigkeit besteht, Prinzipien
für «verantwortungsvolle Agarinvestitionen» auszuarbeiten. Die von
UNCTAD, FAO, IFAD und Weltbank erarbeiteten «Principles for responsib-
le agricultural investment that respects rights, livelihoods and resources
(PRAI)» fordern beispielsweise, dass Agroinvestoren nicht nur eigenwirt-
schaftliche Aspekte beachten sollen. Vielmehr müssten bestehende priva-
te und kollektive Landbesitzformen anerkannt und respektiert sowie der
Ernährungssicherheit mehr Gewicht beigemessen werden. Verträge und
Abmachungen müssten öffentlich zugänglich gemacht werden und deren
Einhaltung eingefordert werden können. Vor der Vergabe von Landrech-
ten müssten Konsultationen bei der betroffenen Bevölkerung durchge-
führt werden, der Nutzen von Investitionen möglichst gerecht verteilt und
im Fall von negativen Umweltauswirkungen Massnahmen zu deren Lin-
derung vorgenommen werden.®

Die Stossrichtung ist klar: Diese Prinzipien sollen helfen sicherzustellen,
dass neben finanziellen, vor allem auch soziale, politische und ökologische
Auswirkungen solcher Investitionen mit in die Berechnung von Kosten und
Nutzen einfliessen. Bei der konkreten Umsetzung der PRAI zeigen sich je-
doch zwei schwerwiegende Schwächen: Einerseits sind die Prinzipien recht-
lieh nicht bindend, sondern freiwillig, und zweitens wird nicht auf das inter-
national bindende Menschenrecht auf Nahrung Bezug genommen. Wir
haben es mit einem typisch (neo)liberalen Politikansatz zu tun: Über die
Definition von politischen Leitplanken soll die agrokapitalistisch organ-
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sierte Nahrungsmittelproduktion nicht infrage gestellt, sondern ihre nega-
tiven sozialen, politischen und ökologischen Auswirkungen so weit redu-
ziert werden, wie das aus Sicht der Investoren als tragbar erscheint.

Der Sonderberichterstatter der UNO für das Recht auf Nahrung, Olivier
De Schutter, geht demgegenüber deutlich weiter, indem er den Wirtschaft-
liehen Handlungsspielraum den internationalen Menschenrechten unter-
ordnet. Dazu empfiehlt er die Befolgung von zehn Grunsätzen, die aus
dem Menschenrecht auf Nahrung abgeleitet werden können." Das Recht
auf Nahrung impliziert dabei ein Recht auf quantitativ und qualitativ aus-
reichende und kulturell akzeptable Nahrung und sauberes Trinkwasser."

Das Recht auf Nahrung steht in enger Beziehung mit den Rechten von
lokalen, vor allem indigenen Landnutzerinnen, den Arbeitsrechten von
Landarbeiterinnen und den Rechten der betroffenen Bevölkerung, die bei
der Aushandlung von Grossprojekten berücksichtigt werden müssten. Be-
sonders wichtig sind die Rechte auf Selbstbestimmung und Entwicklung.
Diese halten fest, dass alle Menschen ein Recht auf die freie Verfügung
über ihren natürlichen Reichtum und ihre Ressourcen haben und dass die

Regierungen Entwicklungspolitiken verfolgen müssen, welche die Erhö-
hung des Wohlstandes der ganzen Bevölkerung zum Ziel haben. Können
einzelne oder alle diese Prinzipien im Rahmen eines konkreten landwirt-
schaftlichen Investitionsprojekts nicht respektiert werden, sollte das Pro-
jekt über gesetzliche Massnahmen untersagt werden."

Kritischen Gesellschaftstheorie und Land Grabbing
Land Grabbing erfordert eine systemische Diskussion über das damit ver-
bundene Wirtschaftsmodell. Dies wird besonders deutlich, wenn wir die
Verbindung von Land Grabbing mit der Finanzkrise berücksichtigen. Der
amerikanische Geograf David Harvey zeigt, dass in einer Krise des kapita-
listischen Systems, wie der Immobilienkrise, Kapital in neue Räume, wie
grosse Landstücke für die kommerzielle Nahrungsmittelproduktion oder
verlassene Fabrikareale (durch frühere Krisen zerstörte Räume) für den
Bau von Lofts, verschoben wird.^ Jede Krise in einem Bereich führt in der
Folge dazu, dass sich das Kapital immer wieder neue Territorien erschliesst.
Bis zur nächsten Krise wird das Kapital die Ressourcen dieser neuen Terri-
torien der kapitalistischen Wertschöpfung zuführen.

In seinem Buch Democracy at Work: A Cure o/'Ca/j/fafom'^ zeigt der ame-
rikanische Ökonom Richard Wolff auf, wie der systemische Wfderspruch
zwischen Kapital und Arbeit - um den sich die kritische Analyse des Kapita-
lismus entwickelt hat - aufgelöst werden kann. Wolffs Ansatzpunkt ist nicht
die Enteignung der Kapitaleigentümer (und die damit verbundene Abschaf-
fung des Privateigentums an den Produktionsmitteln), wie sie in der histori-
sehen Praxis des «real existierenden Sozialismus» realisiert wurde. Diese
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Praxis führte lediglich zum Ersatz des Privatkapitalismus durch den Staats-

kapitalismus: Die (Land-)Arbeiterlnnen waren in diesen Systemen nicht
mehr von privaten Kapitaleigentümern abhängig, sondern von staatlich or-
ganisierten Konzernen. Diesen war die Idee der von Arbeiterinnen selbst
verwalteten Unternehmungen ebenso fremd, wie sie es für den Privatkapi-
talismus ist. Die Lösung besteht nach Wolff im schrittweisen Übergang von
fremd- zu selbstverwalteten Wirtschaftseinheiten.

Eine Skizzierung des Übergangs zu solchen postkapitalistischen Wirt-
schaftsformen findet sich in David Harveys Buch The Enigma o/CapifaZ.
Ausgangspunkt ist Marx' Analyse des erstaunlich raschen Übergangs vom
Feudalismus zum Kapitalismus in Europa. Harvey zeigt auf, dass dies
nicht ein «historischer Imperativ» war, sondern dass es sich um eine Ko-
evolution verschiedener Bereiche der Sozialorganisation handelte, welche

nur in ihrer Konvergenz diese grundlegende gesellschaftliche Transfor-
mation auslösen konnte. Sieben Aktionsbereiche sind gemäss Harvey für
diese Koevolution bestimmend: menfaZe Konzeptionen, Me/z ,vcZz -A'a fmr-Ile -

zz'eZzz/ng, LebenszoeZf zi/zzi deze/z .Reproduktionsprozesse, soz /aZe ßezz e/z zznge/z,

Tec/znoZogzen und Orga/zZsarZoas/ormezz, ArZzezYsp/'Ozesse, geseZZscZza/tZzc/ze

/nsrzfzzfzonen.'s

In einer Analyse der globalen Situation seit der Finanzkrise von 2007

zeigt Harvey, dass das Wechselspiel zwischen diesen Aktionsbereichen
auch für die Analyse der aktuellen Situation sinnvolle und interdisziplinä-
re Erklärungen liefern kann. Er ist der Ansicht, dass auch die Suche nach
postkapitalistischen Gesellschaftsstrukturen als Konvergenz einer «Ko-
revolution» verstanden werden kann. Die Transformation des gegenwärti-
gen Kapitalismus besteht somit in koordinierten Aktionen vieler sozialer
Bewegungen, welche im Zusammenspiel innerhalb und zwischen diesen
sieben Aktionsbereichen die Grundvoraussetzungen zur Gesellschafts-
Veränderung schaffen helfen.

Demokratisierung von Landrechten und Ernährungspolitik
Die grosse Vielfalt sozialer Bewegungen, die mit der gegenwärtigen
kapitalistischen Verwertung des globalen Ernährungssystems nicht
einverstanden sind, haben Hunderttausende Kooperativen, Netzwerke,
Konsumenten-Produzenten-Genossenschaften, Fairtrade- und Bioläden
hervorgebracht. Sie sind in der Regel gemeinschaftlich organisiert und
entscheiden demokratisch und selbstverwaltet über die Verwendung des

Mehrwertes, den sie entweder über gemeinsam geteilte Besitzrechte an
Land, Wald, Weiden oder Wasser oder über Kooperativen zur Produktion,
Verarbeitung, zum Handel oder zum Verkauf und Konsum von Nahrungs-
mittein erwirtschaften. Sie repräsentieren viel Potenzial für grundlegen-
de Veränderungen des globalen Ernährungssystems. Die grosse Hetero-
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genität dieser Bewegungen birgt aber auch das Risiko, dass ihnen ein
gemeinsamer Orientierungspunkt fehlt und sie deshalb das Potenzial für
eine globale Bewegung nicht voll ausschöpfen können.

Harveys sieben Aktionsbereiche aber können dazu dienen, diese man-
nigfaltigen Initiativen zur Veränderung des globalen Ernährungssystems
als eine Gesamtstrategie zu betrachten. Trotz des auf den ersten Blick uto-
pischen Charakters der Forderung nach einer grundlegenden strukturel-
len Reform des globalen Ernährungssystems geht es heute nicht mehr um
die Frage, ob solche Utopien möglich sind, sondern um die Frage, wie wir
die existierenden Alternativen so stärken, dass sie zu systemrelevanten AI-
ternativen heranwachsen können. Betrachten wir hierzu diese Aiternati-
ven in Bezug auf Harveys sieben Aktionsfelder:

AfeueKorczepre
Eine der wichtigsten Veränderungen ist wohl der Übergang von einem pro-
duktivistischen zu einem systemischen Verständnis der globalen Ernäh-
rungsproblematik. Auf internationaler Ebene haben soziale Bewegungen,
sowie die beiden Sonderberichterstatter der UNO für das Recht auf Nah-

rung, Jean Ziegler und Olivier De Schutter, viel zur Einsicht beigetragen,
dass die gravierenden Problem der globalen Ernährung nicht einfach mit
«Mehrproduktion» gelöst werden können. Weiterführende Ansätze kön-
nen nur durch die systematische Analyse der sozialen, politischen und
wirtschaftlichen Zusammenhänge gefunden werden, welche die Ernäh-
rungsproblematik als Ausdruck von Widersprüchen und Machtasymmet-
rien innerhalb des Ernährungssysfems begreifen. Die Arn« /;rMngsso w yera -

m'tät stellt in diesem Sinne ein grundlegendes neues Konzept für das
Verständnis und die nötigen Veränderung des globalen Ernährungssys-
tems dar. (Siehe Artikel von Elisabeth Bürgi Bonanomi in diesem Heft.)

«Food Democracy» (7Vahrw«g.sdemofcrah'eJ, ein bedeutendes Konzept, for-
dert, dass die direktdemokratische Partizipation der Bürgerinnen in Bezug
auf die Gestaltung der nationalen Ernährungssysteme sichergestellt wird;
dass unabhängige Information über den Zustand und die Akteure des Er-

nährungssystems zugänglich sind; dass die Wahl verschiedener Nahrungs-
mittel (einkommens- und klassenunabhängig) für alle Menschen möglich
wird; und dass der Auf- und Ausbau gemeinschaftlich organisierter Plattfor-
men für die Mitbestimmung beim Ernährungssystem von der lokalen bis

zur nationalen Ebene gesichert ist (Hamilton, 2005)-*® Um «Food Democra-

cy» hat sich in den USA ein Netzwerk von 650 000 Bauern, Bäuerinnen und
Bürgerinnen gebildet, das über demokratische Initiativen die Vormachtstel-
lung der Nahrungsmittelkonzerne überwinden will.
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MercscZz-Atozzr-ßezzeZzzz/zg

In Bezug auf das globale Ernährungssystem drückt sich die Erneuerung
des Mensch-Natur-Verhältnisses in den vielfältigen Umweltbewegungen
aus. Es gibt einen wachsenden Konsens, dass fossile Energien keine zu-
kunftsfähige Wirtschaft und insbesondere auch keine nachhaltige Pro-
duktion und Verteilung von Nahrungsmitteln erlauben. Im Bereich von
Produktion, Verarbeitung und Handel von Lebensmitteln hat sich ein neu-
es Mensch-Natur-Verhältnis in den Prinzipien der weltweiten biologischen
Landwirtschaft konkretisiert. Die Internationale Föderation der Bioland-
bau Organisationen (IFOAM)^, die zurzeit grösste globale Biolandbauver-
einigung, hat diese Prinzipien wie folgt definiert:
- GeszznzZ/teZfsjDrittzip: Ökolandbau soll die Gesundheit des Bodens, der

Pflanzen, der Tiere, des Menschen und des Planeten als ein Ganzes und
Unteilbares bewahren und stärken.

- ÖfcoZogzeprz'rczz'p: Ökolandbau soll auf lebendigen Ökosystemen und
Kreisläufen aufbauen, mit diesen arbeiten, sie nachahmen und stärken.

- GerecZrfzgfcezfsprZrczzp: Ökolandbau soll auf gesellschaftlichen Bezie-
hungen aufbauen, die Gerechtigkeit garantieren im Hinblick auf die ge-
meinsame Umwelt und Chancengleichheit im Leben.

- Sorg/a/fsprz'nzz'p: Ökologische Landwirtschaft soll in einer Vorsorgen-
den und verantwortungsvollen Weise betrieben werden, um die Ge-
sundheit und das Wohlbefinden der jetzigen und der folgenden Genera-
tionen zu bewahren und um die Umwelt zu schützen.

LehercsweZr «zitZ deren Äeprodzzfctzonsprozesse
Gemäss Angaben des Forschungsinstituts für biologischen Landbau be-
wirtschafteten 2011 rund r,8 Millionen Landwirtinnen in 162 Ländern über
37 Millionen Hektar landwirtschaftliche Nutzfläche ökologisch. Der glo-
bale Markt für biologische Lebensmittel hat den Umsatz von 62,9 Milliar-
den US-Dollar erreicht: 4 Milliarden mehr als im Vorjahr/® Berücksichtigt
man, dass es neben statistisch erfassbaren Betrieben noch rund 350 Milli-
onen indigene Menschen gibt, welche zu über 60 Prozent auf dem Land le-
ben und eine weitgehend traditionelle Nahrungsmittelproduktion betrei-
ben, die oft sehr nahe an oder gar deckungsgleich mit den Prinzipien einer
modernen agrarökologischen Produktion sind, wird klar, dass das Poten-
zial für eine lebensweltbasierte strukturelle Transformation des globalen
Ernährungssystems enorm gross ist.

Sozz'aZe Bezz'eZznngerz

Millionen Menschen in Gemeinschaften, Kooperativen oder sozialen Netz-
werken setzen sich weltweit für die Verbesserung ihrer Nahrungsmittelsys-
teme ein. In der Folge werden Millionen von sozialen Räumen geschaffen,
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innerhalb derer Solidarität und Kooperation zwischen Mitgliedern ver-
schiedener ethnischer, religiöser, politischer und sozioökonomischer
Schichten, Frauen, Männern, Jungen und Alten eingeübt und ausgeweitet
werden. Weltweit sind gegen 800 Millionen Menschen Mitglieder von Ko-

operativen oder Genossenschaften die zusammen mehr als 100 Millionen
Arbeitsplätze zur Verfügung stellen. Es wird geschätzt, dass zwei Drittel da-

von direkt oder indirekt mit dem Ernährungssektor verbunden sind. In Indi-
en sind mehr als 250 Millionen Menschen Mitglieder in einer der über 600 000

Kooperativen.
Aber auch in «entwickelten Ländern» sind Kooperativen wichtige Ak-

teure gerade im Bereich des Ernährungssektors:'® beispielsweise in Spani-
en, wo die Föderation von lokalen Kooperativen Mondragon"" mit über
80 000 Beschäftigten zu den Top Ten der nationalen Wirtschaftsunterneh-
men gehört. Rund die Hälfe der Arbeiterinnen sind in dem von ihnen selbst
demokratisch kontrollierten Nahrungsmittelsektor beschäftigt.

Tec/inoZogien und Organ/sah'ons/ormen
Durch die Entwicklung und rasche Verbreitung biologischer Landwirt-
Schaftstechniken ist es heute möglich, praktisch jede Krankheit oder je-
den Schädling der Nahrungsmittelproduktion auf biologische, weder für
Mensch noch für Umwelt schädliche Art wirksam zu kontrollieren. Die
Prinzipien, Technologien und Organisationsformen der Landnutzung von
indigenen und traditionellen Landnutzerinnen, die gegenwärtig wieder
grössere Beachtung finden, stellen eine Quelle von lokal gut angepassten
und über Jahrzehnte oder Jahrhunderte erprobten Alternativen zur «har-
ten» Technologie der Nahrungsmittelproduktion dar.

Die «sanfte» biologische Technologie zur Kontrolle von Schädlingen
und Krankheiten braucht im Vergleich zur «harten» Technologie mehr Ar-
beitskraft. Die Praxis hat gezeigt, dass sich ein solcher Mehraufwand
durch die im biologischen Landbau verbreitete Kooperation zwischen Far-

mern, aber auch zwischen Farmern und Konsumenten überbrücken las-
sen.

Bei der Organisationsform steht die demokratische Selbstverwaltung
von Wirtschaftseinheiten im Vordergrund: die Aufhebung des Wider-
spruchs von Arbeit und Kapital sowie die demokratische Verteilung des

Mehrwertes. Diese Forderung erscheint auf den ersten Blick utopisch oder
nicht realisierbar. Betrachten wir aber die grosse Anzahl Kooperativen
weltweit,"' wird schnell klar, dass wir auch hier auf millionenfache Erfah-

rungen bauen können.""
Wie Beispiele grösserer Genossenschaften wie Migros, Coop oder der

global tätige Molkereikonzern Arla Foods zeigen, sind Kooperativen allei-
ne allerdings noch keine Garantie für eine wirklich demokratische Selbst-
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Verwaltung im Sinne einer postkapitalistischen Organisationsform. Das

liegt jedoch nicht an der genossenschaftlichen Struktur, sondern an der
systematischen Behinderung der Mitbestimmung der Genossenschafter,
wie der Fall des äusserst interessanten Experiments des sogenannten M-
Frühlings zeigte.^

GeseZZscZra/fZZcZre /nsfZtnrZonen «ncZ ZZaZimercZjerZ/ngwrcgen

Das globale Ernährungssystem braucht eine Serie von umfassenden Agrar-
reformen, um die Mehrheit der über 500 Millionen kleinbäuerlichen Betrie-
be zu stärken und den Grossgrundbesitz so weit umzuverteilen, dass die
Produktionsgrundlagen für deren langfristige Erhaltung gewährleistet
werden können. Dabei müssen kollektive, gemeinschaftliche oder assozia-
tive Formen des Bodenbesitzes priorisiert werden. Indem die kleinbäuerli-
chen Betriebe mehr Land, Zugang zu agrarökologischen Technologien und
bezahlbare Kredite erhalten, kann ihr Potenzial für eine hochwertige, öko-
nomisch effiziente, nachhaltige und gegen wirtschaftliche und klimati-
sehe Schocks resistente Produktionsweise genutzt werden.

In enger Zusammenarbeit mit Staat, Schulen, Spitälern und weiteren
öffentlichen Einrichtungen sowie mit Organisationen der Zivilgesell-
schaft sollen neue Formen von Community Based Agriculture gefördert
werden: Genossenschaften von Produzentinnen und Konsumentinnen,
Verarbeitungs- und Flandelsgemeinschaften, welche sich an fairem Han-
del, in lokalen bis internationalen Märkten und agrarökologischen Pro-
duktionsmethoden orientieren.^

Handlungsbedarf besteht auch in Bezug auf den Welthandel mit seinem

grossen Einfluss auf die Landwirtschaftspolitik vieler Entwicklungsländer.
Anstatt die Versorgung der eigenen Bevölkerung über lokale Märkte zu för-
dern, versuchen deren Regierungen und Eliten häufig, durch Agrarexporte
Devisen und Steuereinkommen zu erzielen, die dann den kleinbäuerlichen
Produktionseinheiten nicht oder nur unzureichend zukommen. Kreditauf-
lagen und Strukturanpassungsprogramme des Internationalen Währungs-
fonds oder der Weltbank, Handels- und Investitionsabkommen dürfen das
Recht eines Landes auf eine eigenständigen Agrar- und Zollpolitik nicht ein-
schränken und sind deshalb mit der Forderung nach Ernährungssouverä-
nität zu verbinden.

Die direktdemokratische Mitbestimmung über nationale und interna-
tionale Agrar-, Investitions-, Handels- und landwirtschaftliche Entwick-
lungspolitiken gehören ebenso zu einem neuen Ernährungssystem
wie die direktdemokratische Entscheidungen darüber, ob - und, falls ja,
unter welchen Bedingungen - in einem landwirtschaftlichen Gebiet gro-
sse Flächen an ausländische private oder staatliche Investoren vergeben
werden sollen.
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Dem Staat kommt bei einer solchen demokratischen Transformation
des globalen Ernährungssystems eine zentrale Rolle zu. Der Staat kann
bestehende Gemeinschaften stärken und die Bildung neuer fördern, wel-
che mittels demokratischer Selbstverwaltung einem postkapitalistischen
Ernährungssystem zum Durchbruch verhelfen können. Der Staat ist in
diesem Sinn nicht das «Ende der Geschichte», sondern er ist die gesell-
schaftliche Instanz, über welche die Demokratisierung des Ernährungs-
systems vorangetrieben werden kann. Es ist jedoch nochmals anzumer-
ken, dass das Ziel nicht die staatliche Kontrolle ist, sondern die
demokratische Selbstverwaltung des Ernährungssystems «jenseits von
Staat und Markt».

Beispiel Bolivien
Die radikale Transformation der bolivianischen Gesellschaft veranschau-
licht, wie sich eine solche Entwicklung vollziehen kann. Gemäss dem Vize-
Präsidenten von Bolivien Älvaro Garcia Linera (2012, 24h) beginnt sich be-
sonders im Bereich des Ernährungssystems der postkapitalistische
Charakter der neuen Entwicklungspolitik seines Landes abzuzeichnen.
Mit dem Hinweis auf die enorme Bedeutung, welche die Organisationen
der indigenen Gemeinschaften bei der demokratischen Eroberung der po-
litischen Macht spielten, sagt er: «/.../ innerhaZb der indigenen Nationen -
nicht in aZZen, aber in einem guten Teil dauon - nistet so etwas wie ein Kern
eon Kommunismus. Das sind die hommunifären Sfrufcfuren - geschwächt,
misshande/f während /ahrhunderfen und zurüchgebunden au/das rein Lo-
haie, /ragmenfiert -, gewiss, sie sind nicht mehr das, was sie einmai waren.
Doch der Samen des Gemeinscha/tZichen ist eorZtanden. Es ist das, was Negri
und Hardt in ihrem Zefzten Such (Common WeaZt/t» [in der ursprüngZichen
Bedeutung eon (Gemeinwesen>_/ nennen, im Gegensatz zur (BepubZih des Si-
gentums». Das ist schön, dieses Konzept des (Common WeaZfZi», eine (Sepub-
Zih des Gemeinscha/tZichen». Hier in den indigenen Gemeinscha/ten gii?f es

Stäche einer soZchen (BepubZih des GemeinscZta/tZichen», die das /ndiuiduum
bestehen Zässf, es nicht beengt und ersticht, die aber das Gemeinscha/tZiche
p/Zegf und regeZf: das Gemeinscha/tZiche des Wassers etwa, mit ProbZemen
und ihferessenhon/Zihten, aber auch mit der P/Zege einer Debatte und einer
poZifischen ZieZsetzung, die deufZich macht, dass es sich um ein gemein-
scha/fiiches Gut handeZf, das aZZen gehört. Genauso in der Land/rage, in der
Präge der VerantworfZichheifen und des Dienstes am a/ideren.

Wie nun Zässf sich das uersfärhen und eon der Mihroebene der zehn Fami-
Zien, der zehn indige/ten Gemeinscha/ten au/grössere Ebenen ausdehnen,
au/die Proeinz, das Departement, den ganzen Staat? Das ist die grosse j4u/-
gäbe der nächsten 500 /ahre unseres reuoiufionären Kamp/es.'

Ps gibt aber bei der (PepubZih des Gemeinscha/tZichen» noch eine ziuiiisa-
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fon'scfte Dimension, tZz'esowoZzZ ram Lapz'raZZstZscZzezz Regime wz'e ran den so-
z/flZisf/scRen Bewegzzzzgezz immer rnZssacdref wzzrcZe: die Verbzzzdzzzzg zzzr Aid-
fzzr. Hier wird die AZatzzrcZzzz-cZzaizsaZs Tez'Z des GemeZzzgzzfesgese/zezz, zzzzzZzwaz-

aZs besonders wichtiger Lez'Z. AiaiiirZic/i geht es darum, der AZdfur ihre Reic/z-

tamer abzuringen, aber eben indem man sie schützt und in ZZzrer pz-orZzzfcfi-

uen und repz-orZafcfizzezz .Kapazität erZzäZf- aac/z/üräz'e fcün/fzgen Generafz'o-

nen. 7n dezz Gemeizzscha/tezz sind jene Rroäzzfcfz'ozzstechzzifcezz gescha/fezz und
ezzfwicfceZt worden, die die Bauern in die Lage aersetzfezz, sowohZ menscbii-
eben WoZzZsfand wie auc/z einen <WobZsiand der iVdtur> zu erzeugen. Mr uer-
zeeisen in diesem Zusaznmezz/zang au/jenes Marx-Difcfam <AfafaraZisierzzzzg
des MenscZzen, iLumanisierungder Afaiur>.»^

Eine solche Entwicklung braucht selbstverständlich auch Investitionen.
Diese könnten von denjenigen Staaten geleistet werden, welche nach An-
gaben der OECD jährlich gegen 325 Milliarden US-Dollar (Jahr 2007)^® für
Agrarsubventionen ausgeben - etwa dreimal so viel wie die gesamte weit-
weite Entwicklungshilfe im Jahr 2007.

Hoffnung, Widerstand, Veränderung
Die gegenwärtige Situation des globalen Ernährungssystems zeigt ein Bild,
das sowohl von Verzweiflung als auch von Hoffnung gekennzeichnet ist.
Auf der einen Seite stehen die durch industrielle Nahrungsmittelprodukti-
on, Biotreibstoffherstellung und Rohstoffgüterproduktion in ihrer Exis-
tenz gefährdeten Millionen von kleinbäuerlichen Familien. Durch «land
grabbing» und «land concentration» droht ihnen die Vertreibung von ih-
ren Ländern und damit der Entzug des Rechts auf Ernährung, des Rechts
auf «dezente Einkommen» und eigenständige Entwicklung. Auf der ande-
ren Seite stehen die vielfältigen, von Hunderten von Millionen Menschen
vorangetriebenen Versuche, das Vordringen des Kapitalismus in immer
weitere Bereiche des globalen Ernährungssystems durch aktiven Wider-
stand einzuschränken.

Aus der Sicht einer kritischen Analyse existiert eine solide Basis von kre-
ativen Initiativen und Alternativen in allen sieben erwähnten Aktions-
bereichen für eine postkapitalistische Reform des globalen Ernährungs-
systems. Als grosse Herausforderung stellt sich die Frage, wie diese
zahlreichen Initiativen sich so koordinieren können, dass sie im Sinne
einer Koevolutiori das nötige Potenzial für eine grundlegende gesellschaft-
liehe Transformation erhalten. Ein gemeinsames Aktionsfeld ist die Not-
wendigkeit einer doppelten Demokratisierung des globalen Ernährungs-
systems - sowohl der politischen Rahmenbedingungen als auch der

Wirtschaftsprozesse.
Es geht also um die Rückeroberung der demokratische Mitgestaltung

der politischen Rahmenbedingungen des Ernährungssystems und der
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Demokratisierung der Organisationsstrukturen von heute privaten Fir-
men und Konzernen, welche Nahrungsmittel produzieren, verarbeiten,
verteilen und verkaufen. Nur diese doppelte Demokratisierung bietet ei-
nen Ausweg aus der gegenwärtigen Ernährungskrise - jenseits von Privat-
oder Staatskapitalismus.
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